
Allgemeine Geschäftsbedingungen 
für das Veranstatungs- und Dienstleistungsgewerbe der 3S Security SA 

Erstellungsdatum: 23.10.2023 

1. Allgemeine Dienstausführung 
(1) Die Ausführung des Veranstaltungsordnungsdienst ist eine Ausübung von
Servicedienstleistungen und kein Sicherheitsgewerbe (Gardiennage) und somit auch
kein gesondert, erlaubnispflichtiges Gewerbe. 
a) Zu den Dienstleistungen gehören z. B. Zugangskontrollen, Informationsdienste, 
Begrüßung der Gäste, Taschenkontrollen, Evakuierungshelfer, Brandschutzhelfer,
Platzeinweiser, Parkplatzdienste, Gästebetreuung, Kontrolle und Observation der
Zuschauer, Sicherung der Notausgänge, sowie die Durchführung von Kassen-, und 
Aufsichtsdiensten für Ausstellungen, Messen, Veranstaltungen und andere Dienste. 
(2) Die gegenseitigen Verpflichtungen von Auftraggeber und dem der Security-
Service-Schmitt SA werden in besonderen Verträgen vereinbart. 
(3) Das Unternehmen erbringt seine Tätigkeit als Dienstleistung, wobei es sich seines 
Personals als Erfüllungsgehilfen bedient. Die Auswahl des beschäftigten Personals und 
das Weisungsrecht liegt – ausgenommen bei Gefahr im Verzuge – bei dem
beauftragten Unternehmen. 
(4) Das Unternehmen ist zur Erfüllung aller gesetzlichen, 
behördlichen, sozialrechtlichen und berufsgenossenschaftlichen Verpflichtungen 
gegenüber seinen Mitarbeitern allein verantwortlich. 
2. Begehungsvorschrift 
Im Einzelfall ist für die Ausführung des Dienstes allein die schriftliche 
Begehungsvorschrift / Alarmplan maßgebend. Sie/ er enthält den Anweisungen des
Auftraggebers entsprechend den näheren Bestimmungen über den Dienst. 
3. Interne Schulungskonzepte 
(1) Unser Personal durchläuft interne Schulungen um den Umgang mit
Personenmassen und kritischen Personendichten zu erlernen und zu erkennen. 
Die Führung von Personenströmen ist ein wichtiger Part für den Veranstalungs-
Ordnungsdienst und wird ebenfalls in den Inhouse Schulungen gelert. 
4. Beanstandungen
(1) Beanstandungen jeder Art, die sich auf die Ausführung des Dienstes (etwa
Nichtantritt des Dienstes, Verspätungen, Schlechterfüllung der vereinbarten
Dienstleistungen etc.) beziehen, sind unverzüglich nach Feststellung schriftlich der 
Betriebsleitung des Unternehmens zwecks Abhilfe mitzuteilen. 
(2) Wiederholte oder grobe Verstöße in der Ausführung des Dienstes berechtigen nur 
dann zur fristlosen Kündigung des Vertrages, wenn das Unternehmen nach
schriftlicher Benachrichtigung nicht in angemessener Frist – spätestens innerhalb von 
sieben Werktagen – für Abhilfe sorgt. 
5. Auftragsdauer 
Die Vertragslaufzeit wird separat vereinbart. 
Bei Projektbezogenen Einsätzen von mehr als 4 Wochen gilt eine Kündigungsfrist von 
1 Woche. 
6. Ausführung durch andere Unternehmen 
Das Unternehmen ist berechtigt, in Übereinstimmung mit dem Auftraggeber, sich zur 
Erfüllung seiner Verpflichtungen eines zuverlässigem Unternehmen zu bedienen. 
7. Unterbrechung des Auftrags
(1) Im Kriegs- oder Streikfalle, bei Unruhen und anderen Fällen höherer Gewalt kann
das Unternehmen den Dienst, soweit dessen Ausführung unmöglich wird,
unterbrechen oder zweckentsprechend umstellen. 
(2) Im Falle der Unterbrechung ist das Unternehmen verpflichtet, das Entgelt 
entsprechend den etwa ersparten Löhnen für die Zeit der Unterbrechung zu
ermäßigen. 
8. Vorzeitige Vertragsauflösung
(1) Bei Umzug des Auftraggebers sowie bei Verkauf oder sonstiger Aufgabe des
Vertragsobjektes oder –gegenstandes kann das Vertragsverhältnis von jeder
Vertragspartei mit einer Frist von einem Monat gekündigt werden. 
9. Rechtsnachfolge 
Bei Tod des Auftraggebers tritt der Rechtsnachfolger in den Vertrag ein, es sei denn, 
dass der Gegenstand des Vertrages hauptsächlich auf persönliche Belange,
insbesondere den Schutz der Person des Auftraggebers, abgestellt war. Durch Tod,
sonstige Rechtsnachfolge oder Rechtsveränderung des Unternehmens wird der
Vertrag nicht berührt. 
10. Haftung und Haftungsbegrenzung
(1) Die Haftung des Unternehmens für Sach- und Vermögensschäden ist in Fällen
leicht fahrlässiger Schadensverursachung durch einen gesetzlichen Vertreter oder 
einen Erfüllungsgehilfen auf den bei vergleichbaren Geschäften dieser Art typischen 
und vorhersehbaren Schaden beschränkt. Die Haftung für sonstige Fälle der
schuldhaften Verursachung von Sach- und Vermögensschäden bleibt unberührt. 
(2) Auch die Haftung der Mitarbeiter für Sach- und Vermögensschäden ist in Fällen
leicht fahrlässiger Schadensverursachung auf die bei vergleichbaren Geschäften dieser 
Art typischen und vorhersehbaren Schäden beschränkt. Die Haftung für sonstige Fälle 
der schuldhaften Verursachung von Sach- und Vermögensschäden bleibt unberührt. 
(3) Es besteht eine Haftpflichtversicherung des Unternehmens. Dem
Versicherungsvertrag liegen die Allgemeinen Haftpflichtversicherungsbedingungen 
(AHB) uneingeschränkt zu Grunde. Von diesem Versicherungsschutz ausgeschlossen
sind insbesondere Schäden, die mit der eigentlichen Dienstleistung nicht in 
Zusammenhang stehen. 
(4) Die Haftung für Personenschäden bleibt unberührt. Die Einschränkungen gelten
nur für Sach- und Vermögensschäden. 
11. Geltendmachung von Haftpflichtansprüchen 
(1) Schadensersatzansprüche müssen innerhalb einer Frist von 1 Woche, nachdem der 
Anspruchsberechtigte, seine gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungsgehilfen von dem
schädigenden Ereignis Kenntnis erlangt haben, gegenüber dem Unternehmen geltend 
gemacht werden. Kann innerhalb dieser Frist die Höhe des Schadens noch nicht
bestimmt werden, so ist es ausreichend, aber auch erforderlich, dass der Schaden dem 
Grunde nach geltend gemacht wird. Schadensersatzansprüche, die nicht innerhalb
dieser Frist geltend gemacht werden, sind ausgeschlossen. 
(2) Der Auftraggeber ist ferner verpflichtet, dem Unternehmen unverzüglich 
Gelegenheit zu geben, alle erforderlichen Feststellungen zur Schadensverursachung,
zum Schadensverlauf und zur Schadenshöhe selbst oder durch Beauftragte zu treffen. 
Schadensaufwendungen, die dadurch entstehen, dass der Auftraggeber seinen
vorstehenden Verpflichtungen nicht oder nicht unverzüglich nachkommt, gehen zu
seinen Lasten. 
12. Haftpflichtversicherung und Nachweis 
Das Unternehmen ist verpflichtet, eine Haftpflichtversicherung im Rahmen der
übernommenen Haftung, deren Grenzen sich aus Ziffer 10 ergeben, abzuschließen.
Der Auftraggeber kann den Nachweis über den Abschluss einer solchen Versicherung 
verlangen. 

13. Zahlung des Entgelts
(1) Das Entgelt für den Vertrag ist, soweit nichts anderes vereinbart ist, mit der
Rechnungsstellung fällig. 
(2) Aufrechnung und Zurückhaltung des Entgelts ist nicht zulässig, es sei denn im Falle 
einer unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderung. 
(3) Bei Zahlungsverzug trotz Mahnung ruht die Leistungsverplichtung des
Unternehmens nebst seiner Haftung, ohne dass der Auftraggeber von der Zahlung für 
die Vertragszeit oder dem Vertrag selbst entbunden ist. 
14. Preisänderung
(1) Im Falle der Veränderung / Neueinführung von gesetzlichen Steuern, Abgaben,
Versicherungsprämien, Kfz-Betriebskosten, Lohnkosten und Lohnnebenkosten,
insbesondere durch den Abschluss neuer Lohn-, Mantel- oder sonstiger Tarifverträge, 
die zu einer Erhöhung der Kosten der vereinbarten Leistung führen, ist das 
Unternehmen Security-Service-Schmitt SA berechtigt, das Entgelt um den Betrag in 
gleicher Weise zu verändern, um den sich durch die Veränderung der  Lohnkosten, 
Lohnnebenkosten und sonstigen o. g. Kosten der Stundenverrechnungssatz für die
Ausführung des Auftrages geändert hat, zuzüglich der jeweils gültigen gesetzlichen
Steuern und Abgaben. Sind für die Durchführung zusätzliche Maßnahmen oder
Ausrüstung, Fahrzeuge notwendig, so muss der Auftraggeber für deren Unterhalt
aufkommen. 
(2) Sollte es zu einem Ausfall eines erteilten Auftrags kommen, egal aus welchem
Grunde, ist der Auftragnehmer berechtigt, bei Absage bis 14 Tage vor
Veranstaltungsbeginn 30% der Nettorechnungssumme, 7 Tage vor 
Veranstaltungsbeginn 50% und am Veranstaltungstag 100% der 
Nettorechnungssumme einzufordern. 
15. Vertragsbeginn 
Der Vertrag ist von dem Zeitpunkt an verbindlich, zu dem dem Auftraggeber die
schriftliche Auftragsbestätigung zugeht. Nebenabreden, Änderungen, Ergänzungen
und Einschränkungen des Vertrages bedürfen der Schriftform. 
16. Abwerbungsverbot und Vertragsstrafe 
(1) Dem Auftraggeber ist es nicht gestattet, Mitarbeiter des Unternehmens zur
Auflösung ihres Arbeitsverhältnisses und zur Begründung eines neuen Dienst- oder 
Arbeitsverhältnisses als selbstständige oder unselbstständige Mitarbeiter des 
Auftraggebers zu veranlassen. Diese Bestimmung gilt auch noch sechs Monate nach
Beendigung des Vertrages. 
(2) Verstößt der Auftraggeber schuldhaft gegen die Bestimmungen des Absatz 1, so
ist er verpflichtet, dem Unternehmen für jeden Fall der Zuwiderhandlung eine von dem 
Unternehmen nach Ermessen festzusetzende Vertragsstrafe, deren Angemessenheit 
im Streitfall durch das zuständige Gericht zu überprüfen ist, zu zahlen. 
17. Datenschutz 
(1) Für den Datenschutz gelten die Bestimmungen des jeweiligen
Datenschutzgesetzes 
18. Gerichtsstand und Erfüllungsort Ist der Auftraggeber Kaufmann, eine juristische 
Person des öffentlichen Rechts oder handelt es sich um öffentlich-rechtliches 
Sondervermögen, so ist Erfüllungsort und Gerichtsstand der Sitz der Betriebsleitung
des Unternehmens. 


